
Sachgebiet 5/2 Asylrecht

Normen GG Art. 103 Abs. 1
AsylVfG § 78 Abs. 3
VwGO § 86 Abs. 2
VwGO § 98
ZPO § 414

Schlagworte Berufungszulassung
Verfahrensfehler
Rechtliches Gehör
Beweisantrag
Substantiierung
Substanziierung
Posttraumatische Belastungsstörung
PTBS
Sachverständigengutachten
Sachverständiger Zeuge
Grundsätzliche Bedeutung
Divergenz

Leitsatz

Die vom Bundesverwaltungsgericht mit Urteil vom 11.09.2007 (10 C 8/07, BVerwGE 129, 
251, 255 - Rn. 15 -) aufgestellten Grundsätze zur Substantiierung eines 
Sachverständigenbeweisantrags, der das Vorliegen einer behandlungsbedürftigen 
posttraumatischen Belastungsstörung zum Gegenstand hat, gelten auch für einen 
Beweisantrag, der auf die Vernehmung des behandelnden Arztes als sachverständigen 
Zeugen abzielt.
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A 9 S 1359/12

VERWALTUNGSGERICHTSHOF
BADEN-WÜRTTEMBERG

B e s c h l u s s

In der Verwaltungsrechtssache

- Kläger -
- Antragsteller -

prozessbevollmächtigt:

gegen

Bundesrepublik Deutschland,
vertreten durch den Bundesminister des Innern,
dieser vertreten durch den Leiter des Bundesamtes für Migration und Flücht-
linge - Außenstelle Reutlingen/Eningen u. A. -,
Arbachtalstraße 6, 72800 Eningen

- Beklagte -
- Antragsgegnerin -

wegen Anerkennung als Asylberechtigter, Zuerkennung der Flüchtlingseigen-
schaft, Abschiebungsverbot nach § 60 Abs. 2 bis 7 AufenthG und Abschie-
bungsandrohung
hier: Antrag auf Zulassung der Berufung

hat der 9. Senat des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg durch den 
Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgerichtshof Dr. Roth, den Richter am 
Verwaltungsgerichtshof Klein und den Richter am Verwaltungsgericht 
Dr. Hofmann

am 9. Juli 2012

beschlossen:
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Der Antrag des Klägers auf Zulassung der Berufung gegen das Urteil des 
Verwaltungsgerichts Stuttgart vom 9. Mai 2012 - A 7 K 3900/11 - wird abge-
lehnt. 

Der Kläger trägt die Kosten des gerichtskostenfreien Verfahrens. 

Gründe

Der Antrag bleibt ohne Erfolg. Die in Anspruch genommenen Zulassungs-

gründe der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache (§ 78 Abs. 3 Nr. 1 

AsylVfG), der entscheidungserheblichen Divergenz von obergerichtlichen 

bzw. höchstrichterlichen Entscheidungen (§ 78 Abs. 3 Nr. 2 AsylVfG) sowie 

der Versagung rechtlichen Gehörs (§ 78 Abs. 3 Nr. 3 AsylVfG in Verbindung 

mit § 138 Nr. 3 VwGO) rechtfertigen aus den mit dem Antrag angeführten 

Gründen die Zulassung der Berufung nicht. 

1. Grundsätzliche Bedeutung kommt einer Rechtssache zu, wenn es für ihre 

Entscheidung maßgebend auf eine konkrete, über den Einzelfall hinausge-

hende Rechts- oder Tatsachenfrage ankommt, deren Klärung im Interesse der 

Einheit oder der Fortbildung des Rechts geboten erscheint (vgl. BVerfG, Be-

schluss der 2. Kammer des Ersten Senats vom 24.01.2007 - 1 BvR 382/05 -,

NVwZ 2007, 805 f.). Die nach § 78 Abs. 4 Satz 4 AsylVfG gebotene Darle-

gung dieser Voraussetzungen (vgl. BVerfG, Beschluss der 2. Kammer des 

Zweiten Senats vom 16.05.2007 - 2 BvR 1782/04 -, Juris Rn. 13) verlangt, 

dass unter Durchdringung des Streitstoffes eine - gegebenenfalls erneut oder 

ergänzend - klärungsbedürftige konkrete Rechts- oder Tatsachenfrage aufge-

zeigt wird, die für die Entscheidung des Verwaltungsgerichts von Bedeutung 

war und die auch für die Entscheidung im Berufungsverfahren erheblich sein 

wird, und dass ein Hinweis auf den Grund gegeben wird, der ihre Anerken-

nung als grundsätzlich bedeutsam rechtfertigen soll (vgl. BVerwG, Beschluss 

vom 10.11.2011 - 5 B 29/11 -, Juris; Senatsbeschluss vom 18.06.2012 - A 9 S 

792/12 -). 

Diesen Anforderungen genügt der Antrag nicht. Das Verwaltungsgericht hat 

das Vorliegen eines Abschiebungsverbots nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG 

im Hinblick auf die in dem ärztlichen Attest vom 27.03.2012 enthaltenen Di-
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agnosen „schweres gehemmt-depressives Syndrom bei chronifizierender de-

pressiver Störung“ und „Migräne“ mit der Begründung verneint, der Kläger 

könne diese Erkrankungen auch nach seiner Rückkehr in Nigeria behandeln 

lassen. In den Großstädten Nigerias gebe es eine medizinische Grundversor-

gung, allerdings in der Regel weit unter europäischem Standard. Es gebe 

auch die Möglichkeit einer psychiatrischen Behandlung. So verfüge Nigeria 

ausweislich der Auskunft der Schweizerischen Flüchtlingshilfe „Nigeria: Be-

handlung von PTSD“ vom 09.11.2009 über 35 psychiatrische Kliniken und 

psychiatrische Abteilungen, in denen unter anderem klinische Depressionen, 

suizidale Tendenzen und posttraumatische Belastungsstörungen behandelt 

würden, wobei die Behandlung in einigen Kliniken kostenlos sei, die Medika-

mente aber immer selbst bezahlt werden müssten. Mangels gegenteiliger An-

haltspunkte sei auch davon auszugehen, dass der Kläger im Stande sei, eine 

medizinische Behandlung zu finanzieren. Der Kläger sei vor seiner Ausreise 

Inhaber eines Handelsgeschäfts mit eigenem Laden gewesen. Dies spreche 

dafür, dass er über gewisse finanzielle Rücklagen verfüge, die für eine gege-

benenfalls erforderliche ärztliche Behandlung eingesetzt werden könnten. 

Der Kläger macht nun geltend, das angefochtene Urteil beruhe auf der Frage, 

„ob Personen aus Nigeria, die unter einem schweren gehemmt-depressiven 

Syndrom bei chronifizierender depressiver Störung und unter Migräne leiden,

ein Abschiebungsverbot gemäß § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG hinsichtlich Ni-

geria vorliegt“. Diese Frage habe grundsätzliche Bedeutung. Das Verwal-

tungsgericht Karlsruhe habe ein Abschiebungsverbot hinsichtlich Nigeria bei 

einer psychischen Erkrankung mit Urteil vom 31.05.2012 - A 9 K 2882/11 -

bejaht. Aus dem Urteil des Verwaltungsgerichts Freiburg vom 03.05.2011 

- A 1 K 523/10 - ergebe sich, dass Krankheiten wie „Spastische Bronchitis, 

bronchiales Asthma sowie Diabetes mellitus“ in Nigeria nicht behandelt wer-

den könnten. Diese Krankheiten hätten ein ähnliches Gewicht wie die Erkran-

kung des Klägers. 

Mit diesem Vortrag ist eine grundsätzlich bedeutsame Frage, die einer vom 

Einzelfall losgelösten Klärung zugänglich ist, nicht dargelegt. Dies gilt zu-

nächst, soweit der Kläger auf das Urteil der 9. Kammer des Verwaltungsge-
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richts Karlsruhe vom 31.05.2012 verweist. Der dortige Fall ist mit dem vorlie-

genden in tatsächlicher Hinsicht nicht vergleichbar. Beim dortigen Kläger lag

- anders als hier - eine posttraumatische Belastungsstörung vor; er war offen-

bar in Deutschland schon einmal stationär behandelt worden und bedurfte 

weiterer intensiver ärztlicher bzw. psychotherapeutischer Behandlung. Der 

Kläger wird dagegen laut seinem Vorbringen im Zulassungsantrag derzeit nur 

medikamentös behandelt. Auch das genannte Urteil des Verwaltungsgerichts 

Freiburg vom 03.05.2011 ist nicht geeignet, eine grundsätzliche Bedeutung 

des vorliegenden Falles aufzuzeigen. Es stellt maßgeblich auf andere Erkran-

kungen ab.

Zudem hängt die Entscheidung darüber, ob einem nigerianischen Staatsan-

gehörigen bei der Rückkehr in seinen Heimatstaat aus gesundheitlichen 

Gründen eine Gefahr im Sinne von § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG droht, auch 

von der jeweils im Einzelfall zu entscheidenden Frage ab, ob der Betreffende 

über finanzielle Mittel verfügt, um sich u.a. eine medikamentöse Behandlung 

dort leisten zu können. Bezüglich des Klägers hat das Verwaltungsgericht an-

genommen, dass er wegen seiner beruflichen Tätigkeit vor der Ausreise über 

gewisse finanzielle Rücklagen verfüge und er sich deshalb eine medikamen-

töse Behandlung leisten könne. Diese tatsächliche Annahme ist mit zulässi-

gen Rügen nicht angegriffen worden.

2. Nach § 78 Abs. 3 Nr. 2 AsylVfG ist die Berufung insbesondere zuzulassen, 

wenn das angegriffene Urteil von einer Entscheidung des Oberverwaltungsge-

richts, des Bundesverwaltungsgerichts oder des Bundesverfassungsgerichts 

abweicht und auf dieser Abweichung beruht. Sowohl die Abweichung als auch 

das „Beruhen“ der Entscheidung hierauf sind gemäß § 78 Abs. 4 Satz 4 

AsylVfG „darzulegen“. Zur Darlegung der Rechtssatzdivergenz ist erforderlich, 

dass ein die angefochtene Entscheidung tragender abstrakter Rechtssatz 

aufgezeigt wird, der mit einem ebensolchen Rechtssatz in der Entscheidung 

des höheren Gerichts im Widerspruch steht. Eine Divergenz begründende 

Abweichung liegt nicht vor, wenn das Vordergericht einen Rechtssatz eines 

der in § 78 Abs. 3 Nr. 2 AsylVfG genannten höheren Gerichte übersehen oder 

- ob zu Recht oder nicht - als nicht anwendbar eingestuft hat (vgl. Senatsbe-
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schluss vom 30.04.2012 - A 9 S 886/12 -; VGH Bad.-Württ., Beschluss vom 

17.03.1997 - 8 S 664/97 -, DVBl. 1997, 1326). 

Diesen Maßstäben genügt das Vorbringen des Klägers nicht. Dies gilt zu-

nächst, soweit der Kläger meint, es liege eine Abweichung vom Beschluss 

des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg vom 10.07.2003 (11 S

2622/02) vor. Aus diesem Beschluss ergäben sich Mindestanforderungen für 

die Glaubhaftmachung eines inlandsbezogenen Abschiebungshindernisses 

durch ein sog. „Privatgutachten“. Die von ihm vorgelegten Unterlagen genüg-

ten diesen Anforderungen. Dieser Vortrag reicht nicht aus. Der Kläger zeigt

nicht konkret auf, mit welchem tragenden Rechtssatz das Verwaltungsgericht 

von einem tragenden Rechtssatz der genannten obergerichtlichen Entschei-

dung abweicht. Die (angeblich) divergierenden Rechtsätze hätten einander 

gegenüber gestellt werden müssen. Zugleich hätte dargelegt werden müssen, 

worin die Abweichung besteht. Dies gilt unter anderem vor dem Hintergrund, 

dass die vom Verwaltungsgericht herangezogene Rechtsprechung des Bun-

desverwaltungsgerichts (Urteil vom 11.09.2007 - 10 C 8/07 -, BVerwGE 129, 

251) von der genannten Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofs verglei-

chend zitiert wird. Abgesehen davon ist nicht ersichtlich, dass die behauptete 

Abweichung tragend ist. Denn der Kläger bezieht die Abweichung nicht auf 

die Diagnose der posttraumatischen Belastungsstörung, sondern auf die übri-

gen im Attest vom 27.03.2012 diagnostizierten Erkrankungen. Insoweit hat 

das Verwaltungsgericht das Zutreffen der Diagnose jedoch unterstellt, so 

dass es nach seiner Rechtsauffassung nicht auf die von ihm genannten An-

forderungen an ein fachärztliches Attest ankam. 

Aber auch soweit der Kläger meint, es liege eine Abweichung vom Beschluss 

des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg vom 06.02.2008 (11 S 

2439/07) vor, greift die Divergenzrüge nicht durch. Der Kläger meint, aus die-

sem Beschluss ergebe sich, dass die Ausländerbehörde fachärztliche Gutach-

ten einholen müsse, wenn ein ärztliches Attest vorliege, das zwar nicht den 

Anforderungen für den Vollbeweis der Suizidgefahr genüge, aber ein Indiz für 

das Vorliegen einer Suizidgefahr darstelle. Das Verwaltungsgericht hätte da-

her aufgrund der verschiedenen Beweisanträge ein Sachverständigengutach-
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ten einholen müssen. Auch dieser Vortrag zeigt keine Divergenz auf. Der Klä-

ger hat keine tragenden abstrakten Rechtsätze konkret gegenüber gestellt, 

die voneinander abweichen. Die Rüge des Klägers betrifft vielmehr nur die 

Rechtsanwendung im Einzelfall, die mit der Divergenzrüge nicht angegriffen 

werden kann.

3. Der in Art. 103 Abs. 1 GG gewährleistete Anspruch auf rechtliches Gehör 

verbürgt, dass ein Beteiligter vor einer Gerichtsentscheidung, die seine Rech-

te betrifft, zu Wort kommen und als Subjekt Einfluss auf das Verfahren neh-

men kann. Als „prozessuales Urrecht“ sichert das rechtliche Gehör den Be-

troffenen insbesondere, dass sie mit Ausführungen und Anträgen gehört wer-

den (vgl. BVerfG, Plenumsbeschluss vom 30.04.2003 - 1 PBvU 1/02 -, BVerf-

GE 107, 395, 408 f.; Senatsbeschluss vom 09.01.2012 - A 9 S 3429/11 -). Im 

Falle des Stellens eines Beweisantrages wird das rechtliche Gehör im Sinne 

des § 78 Abs. 3 Nr. 3 AsylVfG in Verbindung mit § 138 Nr. 3 VwGO dann ver-

letzt, wenn dessen Ablehnung im Prozessrecht keine Stütze findet 

(vgl. BVerfG, Beschluss der 1. Kammer des Ersten Senats vom 22.09.2009 

- 1 BvR 3501/08 -, Juris Rn. 13, und Beschluss des Ersten Senats vom 

08.11.1978 - 1 BvR 158/78 -, BVerfGE 50, 32, 36; Senatsbeschluss vom 

05.12.2011 - A 9 S 2939/11 -, VBlBW 2012, 196).

Diese Voraussetzungen sind mit dem Antrag nicht dargetan.

a) Dies gilt zunächst für den in der mündlichen Verhandlung vor dem Verwal-

tungsgericht gestellten Antrag des Klägers, die ihn behandelnde Psychiaterin, 

die das mit der Klage vorgelegte ärztliche Attest vom 27.03.2012 erstellt hat, 

als sachverständige Zeugin „zum Gesundheitszustand und zur medizinischen 

Behandlung des Klägers“ zu hören. Dieser Beweisantrag wurde vom Verwal-

tungsgericht mit der Begründung abgelehnt, es fehle bereits an der Benen-

nung einer beweiserheblichen Tatsache. 

Der Kläger hat mit seinem Zulassungsantrag nicht dargetan, dass die Ableh-

nung dieses Beweisantrags im Prozessrecht keine Stütze findet. Die Pflicht 

zur Substantiierung eines Zeugenbeweisantrags nach § 98 VwGO in Verbin-
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dung mit §§ 373 und 414 ZPO bezieht sich zum einen auf das Beweisthema, 

also auf die Bestimmtheit der Beweistatsachen und deren Wahrheit, und zum 

anderen darauf, welche einzelnen Wahrnehmungen der angebotene Zeuge in 

Bezug auf die Beweistatsachen (oder auf die zu deren Ermittlung dienenden 

Hilfs- oder Indiztatsachen) selbst gemacht haben soll (vgl. BVerwG, Be-

schluss vom 29.06.2001 - 1 B 131/00 -, NVwZ-RR 2002, 311). Der Beweisan-

trag muss außerdem eine für die Entscheidung des Falles erhebliche Tatsa-

che betreffen (vgl. BVerwG, Beschluss vom 22.10.2009 - 10 B 20/09 -, Juris 

Rn. 5). 

Hinsichtlich der im ärztlichen Attest vom 27.03.2012 angegebenen posttrau-

matischen Belastungsstörung (PTBS) konnte der Beweisantrag vom Verwal-

tungsgericht zu Recht abgelehnt werden, weil es an der erforderlichen Sub-

stantiierung der Beweistatsachen fehlte. Nach der Rechtsprechung des Bun-

desverwaltungsgerichts gehört zur Substantiierung eines Sachverständigen-

beweisantrags, der das Vorliegen einer behandlungsbedürftigen PTBS zum 

Gegenstand hat, angesichts der Unschärfen des Krankheitsbildes sowie sei-

ner vielfältigen Symptome regelmäßig die Vorlage eines gewissen Mindestan-

forderungen genügenden fachärztlichen Attests. Aus diesem muss sich nach-

vollziehbar ergeben, auf welcher Grundlage der Facharzt seine Diagnose ge-

stellt hat und wie sich die Krankheit im konkreten Fall darstellt. Dazu gehören 

etwa Angaben darüber, seit wann und wie häufig sich der Patient in ärztlicher 

Behandlung befunden hat und ob die von ihm geschilderten Beschwerden 

durch die erhobenen Befunde bestätigt werden. Des Weiteren sollte das At-

test Aufschluss über die Schwere der Krankheit, deren Behandlungsbedürftig-

keit sowie den bisherigen Behandlungsverlauf (Medikation und Therapie) ge-

ben. Wird das Vorliegen einer PTBS auf traumatisierende Erlebnisse im Hei-

matland gestützt und werden die Symptome erst längere Zeit nach der Aus-

reise aus dem Heimatland vorgetragen, so ist in der Regel auch eine Begrün-

dung dafür erforderlich, warum die Erkrankung nicht früher geltend gemacht 

worden ist (vgl. BVerwG, Urteil vom 11.09.2007 - 10 C 8/07 -, BVerwGE 129, 

251, 255 - Rn. 15 -). Da sich diese Anforderungen an die Substantiierung aus 

der allgemeinen Pflicht des Beteiligten ergeben, an der Erforschung des 

Sachverhalts mitzuwirken (§ 86 Abs. 1 Satz 1 Halbs. 2 VwGO), die in beson-
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derem Maße für Umstände gilt, die in die eigene Sphäre des Beteiligten fal-

len, sind diese Grundsätze auf die Beweiserhebung zum Thema PTBS durch 

Vernehmung des behandelnden Arztes als sachverständigen Zeugen zu über-

tragen. 

Das vom Kläger vorgelegte ärztliche Attest vom 27.03.2012 genügt - wie der 

Kläger nun im Zulassungsantrag (vgl. dort S. 3) selbst zugesteht - diesen 

Mindestanforderungen nicht. Dies gilt insbesondere deshalb, weil das in dem 

Attest vorausgesetzte traumatisierende Ereignis nach den - nicht angegriffe-

nen - Feststellungen des Verwaltungsgerichts nicht stattgefunden hat. 

Auch hinsichtlich der im Übrigen von der behandelnden Ärztin in dem Attest 

diagnostizierten Erkrankungen („schweres gehemmt-depressives Syndrom bei 

chronifizierender depressiver Störung“ sowie „Migräne“) konnte der Beweis-

antrag zu Recht abgelehnt werden. Denn die Frage, ob diese Krankheiten tat-

sächlich vorliegen, war nicht entscheidungserheblich. Das Verwaltungsgericht 

hat ihr Vorliegen unterstellt, jedoch angenommen, dass der Kläger für diese 

Erkrankungen in Nigeria eine Behandlung finden kann. 

b) Auch die Anträge auf Einholung von Sachverständigengutachten wurden 

vom Verwaltungsgericht zu Recht abgelehnt. 

aa) Dies gilt zunächst hinsichtlich des begehrten Sachverständigengutachtens 

zum Beweis der Tatsache, „dass sich der Gesundheitszustand des Klägers 

bei einem Abbruch der medizinischen Behandlung derart verschlimmern wür-

de, dass eine konkrete erhebliche Gefahr für Leib und Leben bestehe“. Das 

Verwaltungsgericht hat diesen Antrag mit der Begründung abgelehnt, er sei 

möglicherweise unsubstantiiert, jedenfalls betreffe er eine unerhebliche Tat-

sache. Denn der Kläger leide - wie festgestellt - an keiner posttraumatischen 

Belastungsstörung. Daher bestehe im Falle seiner Rückkehr auch nicht, wie 

in der ärztlichen Bescheinigung vom 27.03.2012 angegeben, die Gefahr einer 

„Retraumatisierung“ sowie des Suizids. 
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Diese Begründung des Verwaltungsgerichts ist im Ergebnis nicht zu bean-

standen. Da das Vorliegen einer posttraumatischen Belastungsstörung ent-

sprechend der oben dargestellten Rechtsprechung des Bundesverwaltungs-

gerichts nicht hinreichend substantiiert vorgetragen worden war, musste auch 

nicht zu den Folgen eines Behandlungsabbruchs einer posttraumatischen Be-

lastungsstörung Beweis erhoben werden. Eine Beweiserhebung über die Fol-

gen eines Abbruchs der Behandlung der übrigen Erkrankungen war mangels 

Erheblichkeit entbehrlich, weil das Gericht davon ausging, dass diese Krank-

heiten auch bei einer Rückkehr des Klägers behandelt werden können. 

bb) Schließlich hat das Verwaltungsgericht auch den Antrag des Klägers, ein 

Sachverständigengutachten zum Beweis der Tatsache einzuholen, dass „in 

Nigeria für seine Erkrankungen keine Behandlungsmöglichkeiten zur Verfü-

gung stehen und auch tatsächlich nicht erreichbar sind“, zu Recht abgelehnt. 

Insoweit kann hinsichtlich des behaupteten Vorliegens einer PTBS auf die 

vorstehenden Ausführungen verwiesen werden. Bezüglich der 

Behandelbarkeit des „schweren gehemmt-depressiven Syndroms bei 

chronifizierender depressiver Störung“ sowie „Migräne“ fehlt es deshalb an 

der Entscheidungserheblichkeit, weil das Verwaltungsgericht darauf abgestellt 

hat, dass der Kläger über genug finanzielle Mittel verfüge, um sich die nötigen 

Medikamente in Nigeria leisten zu können. Es ist nicht ersichtlich, dass sich 

das Sachverständigengutachten auch auf die persönlichen finanziellen Mittel 

der Klägers erstrecken sollte. Der Beweisantrag ist daher auch zu 

unsubstantiiert, weil er sich nicht konkret auf die Behandelbarkeit dieser wei-

teren Krankheiten und die finanzielle Situation des Klägers als Beweistatsa-

che bezieht.

4. Die Kostenentscheidung für das gemäß § 83b AsylVfG gerichtskostenfreie 

Verfahren beruht auf § 154 Abs. 2 VwGO. Der Gegenstandswert bestimmt 

sich nach § 30 RVG. 
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Der Beschluss ist unanfechtbar.

Dr. Roth Klein Dr. Hofmann

               

    
             
     


